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bei der Verhütung von Schäden und der Abwehr von Gefah­
ren verpflichtet, um die sozialistische Gesellschaft, ihre Bür­
ger und Betriebe vor Schäden zu bewahren. Die in den fol­
genden Bestimmungen festgelegten Rechte und Pflichten die­
nen der Erziehung aller Bürger zur Achtung des Lebens, der 
Gesundheit und des Eigentums.

§324
Pflicht zur Vermeidung von Schäden und 

Gefahren

Bürger und Betriebe sind verpflichtet, sich so zu verhalten, 
daß das Leben und die Gesundheit der Bürger nicht verletzt 
werden und dem sozialistischen Eigentum sowie dem persön­
lichen Eigentum der Bürger kein Schaden entsteht.

§325

Pflicht zur Abwehr von Schäden und Gefahren
Bürger und -Betriebe sind verpflichtet, die erforderlichen 

Maßnahmen zu treffen, um unmittelbar drohende Schäden 
und Gefahren für das Leben, die Gesundheit, das soziali­
stische Eigentum und das persönliche Eigentum der Bürger 
abzuwenden. Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn dadurch 
Leben oder Gesundheit des Handelnden oder anderer Bürger 
gefährdet würden oder wenn andere wichtige Gründe vor­
liegen.

§326

Ansprüche bei der Abwehr von Schäden und 
Gefahren

(1) Handelt ein Bürger oder Betrieb aus gesellschaftlicher 
Verantwortung, um Schäden zu verhüten oder zu mindern 
oder Gefahren abzuwehren, kann er Erstattung der Auf­
wendungen verlangen, die er den Umständen nach für erfor­
derlich halten konnte, sowie Entschädigung für eingetretene 
Nachteile. Dieser Anspruch besteht gegenüber demjenigen, 
der für den Gefahrenzustand verantwortlich ist oder in dessen 
Interesse er gehandelt hat.

(2) Bürger, die bei Unglücksfällen oder Katastrophen Hilfe 
leisten oder die zur Abwehr von Gefahren für Leben und 
Gesundheit von Bürgern oder im Interesse der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit gehandelt haben, können die An­
sprüche nach Abs. 1 entsprechend den dafür bestehenden 
Rechtsvorschriften auch bei der Staatlichen Versicherung gel­
tend machen. Soweit diese Ersatz leistet, gehen die Ansprüche 
auf sie über.

(3) Ist ein Bürger aus dienstlichen oder beruflichen Grün­
den zum Eingreifen verpflichtet, stehen ihm die Ansprüche 
nur insoweit zu, als ihm durch staatliche oder gesellschaftliche 
Leistungen kein Ersatz gewährt wird.

Zweiter Abschnitt 
Ansprüche bei Störungen und Beeinträchtigungen

§327
Ansprüche bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten

(1) Werden Rechte eines Bürgers auf Achtung seiner Per­
sönlichkeit, insbesondere seiner Ehre und seines Ansehens, 
seines Namens, seines Bildes, seiner Urheberrechte sowie 
anderer gleichartig geschützter Rechte aus schöpferischer 
Tätigkeit verletzt, kann der in seinem Recht Verletzte ver­
langen :
1. Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes, insbesondere 

durch den Widerruf von unrichtigen Behauptungen und 
ihre öffentliche Richtigstellung;

2. Unterlassung gegenwärtiger und künftiger Verletzungen, 
soweit diese vorauszusehen sind;

3. Ersatz des entstandenen Schadens, soweit die gesetzlichen 
Voraussetzungen gegeben sind;

4. gerichtliche Feststellung der rechtswidrigen Verletzung 
des Rechts auf Achtung seiner Persönlichkeit.

(2) Die Ansprüche nach Abs. 1 stehen Betrieben entspre­
chend zu.

§328
Ansprüche auf Beseitigung und Unterlassung von Störungen

(1) Werden Rechte eines Bürgers oder eines Betriebes durch 
das rechtswidrige Verhalten eines anderen beeinträchtigt oder 
gefährdet, kann der Bürger oder Betrieb von dem anderen 
verlangen, daß die Störung oder der Gefahrenzustand besei­
tigt wird.

(2) Die Unterlassung künftiger Störungen kann verlangt 
werden, wenn weitere Störungen oder eine erhebliche Ge­
fährdung durch rechtswidriges Verhalten des anderen vor­
auszusehen sind.

§329
Ansprüche bei Immissionen

(1) Die sozialistische Gesellschaft gestaltet planmäßig solche 
Umweltbedingungen, die einen fördernden Einfluß auf die 
Gesundheit, das Wohlbefinden und die Leistungsfähigkeit der 
Bürger ausüben und gesundheitsschädigende Faktoren weit­
gehend ausschalten. Die Betriebe sind auf der Grundlage der 
für den Umweltschutz geltenden Rechtsvorschriften verpflich­
tet, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um störende 
Einwirkungen auf die Umwelt, wie Verunreinigung der Luft, 
des Wassers und des Bodens, Lärm und Erschütterungen, so 
gering wie möglich zu halten.

(2) Störende Einwirkungen von Betrieben oder Anlagen be­
gründen keinen Anspruch auf Unterlassung und Schaden­
ersatz, wenn sie das unvermeidliche oder in Rechtsvorschrif­
ten festgesetzte Maß nicht übersteigen oder wenn entspre­
chende technische Vorkehrungen gegenwärtig nicht möglich 
oder volkswirtschaftlich nicht vertretbar sind. Bürgern, denen 
unzumutbare Nachteile entstehen, kann eine angemessene Ent­
schädigung gewährt werden, soweit nicht durch andere Maß­
nahmen ein Ausgleich erfolgt.

(3) Soweit besondere Rechtsvorschriften nicht bestehen, 
bestimmt sich die Verantwortlichkeit für Schäden, die durch 
Immissionen verursacht werden, nach diesem Gesetz.

Z w e i t e s  K a p i t e l  
Wiedergutmachung von Schäden

Erster Abschnitt 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung

§330
Verpflichtung zum Schadenersatz

Ein Bürger oder Betrieb, der unter Verletzung ihm obliegen­
der Pflichten rechtswidrig einen Schaden verursacht, ist zum 
Ersatz dieses Schadens verpflichtet.

§331
Verantwortlichkeit der Betriebe für ihre Mitarbeiter

Verursacht ein Mitarbeiter eines Betriebes in ErfüUung ihm 
obliegender betrieblicher Aufgaben einen Schaden, hat der 
Betrieb den Schaden zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Mit­
arbeiters gegenüber dem Geschädigten besteht nicht. Die Ver­
antwortlichkeit des Mitarbeiters gegenüber dem Betrieb nach 
arbeitsrechtlichen oder anderen Vorschriften wird dadurch 
nicht berührt.

§332

Ansprüche mittelbar Geschädigter
Ein Bürger oder Betrieb, der als Folge der Schädigung eines 

anderen Schaden erleidet, hat als mittelbar Geschädigter 
Anspruch auf Schadenersatz, soweit das in diesem Gesetz


